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93. Sitzung 

Bonn, den 15. Februar 1967 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 14.31 Uhr 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Meine Damen und Herren! Zunächst habe ich 
einige Glückwünsche zu bemerkenswerten Geburts-
tagen auszusprechen. Dieser Tage vollendete unser 
Kollege Professor Dr. Erhard sein 70. Lebensjahr, 

(Beifall) 

unser Kollege Abgeordneter Seuffert das 60. Lebens-
jahr. 

(Beifall.) 

Frau Kollegin Schanzenbach hatte auch einen be-
merkenswerten Geburtstag. 

(Beifall.) 

Herr Abgeordneter Stiller wurde 60 Jahre, 

(Beifall) 

und heute vollendete unser Kollege Feuring sein 
65. Lebensjahr. 

(Beifall.) 

Ich spreche allen die Glückwünsche des Hauses aus. 

Ich habe einige Mitteilungen zu machen. Nach 
einer Mitteilung der Fraktion der SPD vom 1. Fe-
bruar 1967 hat der Abgeordnete Dr. Heinz Kreutz-
mann, bisher Hospitant bei der SPD-Fraktion, die 
Mitgliedschaft der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands erworben und gehört der Bundestags-
fraktion der SPD nunmehr als ordentliches Mitglied 
an. 

Die Fraktion der SPD hat mit Schreiben vom 
1. Februar 1967 für den als Schriftführer ausschei-
denden Abgeordneten Frehsee den Abgeordneten 
Büttner benannt. Wer dem zustimmen will, gebe 
bitte das Handzeichen. — Das ist einstimmig ange-
nommen. Damit ist der Abgeordnete Büttner als 
Schriftführer in den Vorstand des Deutschen Bun-
destages gewählt worden. 

Der Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Ände

-

rung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung, Drucksache V/1279, soll 
wegen seiner finanziellen Auswirkungen auch dem 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsord-
nung überwiesen werden. Ich höre keinen Wider-
spruch; dann ist es so beschlossen. 

Es liegt Ihnen eine Liste auf Ü berweisung von 
Vorlagen der Bundesregierung, die keiner Beschluß-
fassung bedürfen, an die zuständigen Ausschüsse 
gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung vor: 

1. Vorlage des Bundesministers der Finanzen 
Betr.: Billigkeitsmaßnahmen für grenzdurchschnittene Be-

triebe bei der Abgrenzung der zum landwirtschaft-
lichen Betrieb gehörenden Tierbestände gemäß § 39 a 
BewÄndG vom 13. August 1965 (jetzt: § 51 BewG 
1965) 

Bezug: Beschluß des Bundestages vom 25. Juni 1965 
— Drucksache V/1364 — 

 zuständig: Finanzausschuß 

2. Vorlage des Bundesministers des Innern 
Betr.: Bundeskriminalamt 
Bezug: Beschluß des Bundestages vom 29. Juni 1966 
— Drucksache V/1377 — 
zuständig: Innenausschuß (federführend), Haushaltsausschuß 

Gegen diese Überweisungen erhebt sich kein 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 10. Februar 1967 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz zu dem Vertrag vom 23. August 1965 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Zentralafrikanischen 
Republik über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 

Gesetz zu dem Vertrag vom 12. Dezember 1961 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Liberia zur 
Förderung und zum gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Gesetz zu dem Vertrag vom 31. August 1961 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Marokko 
über die Förderung von Kapitalanlagen 

Gesetz zu dem Vertrag vom 11. Juni 1965 zwischen der 
Bundesrepublik Deuts chland und der Republik Kolumbien 
über die Förderung und den gegenseitigen S chutz von Ka-
pitalanlagen 

Gesetz zu dem Abkommen vom 21. Mai 1965 über den 
Handelsverkehr und die technische Zusammenarbeit zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Mitglied-
staaten einerseits und der Libanesischen Republik anderer-
seits 

Gesetz zu dem Abkommen vom 9. Juni 1965 zwischen der 
Bundesrepublik Deuts chland und dem Königreich Dänemark 
über die Zusammenlegung der Grenzabfertigung und über 
die Einrichtung von Gemeinschafts- oder Betriebswechsel-
bahnhöfen an der deutsch-dänischen Grenze 

Zweites Gesetz über das Beteiligungsverhältnis an der Ein-
kommensteuer und der Körperschaftsteuer 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich 
unter den Ländern vom Rechnungsjahr 1965 an (Länderfinanz-
ausgleichsgesetz 1965). 

Zum Vierten Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Um-
stellung der Abgaben auf Mineralöl hat der Bundesrat in der 
gleichen Sitzung verlangt, daß der Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes einberufen wird. Sein 
Schreiben ist als Drucksache V/1398 verteilt. 

Der Bundesminister für wissenschaftliche Forschung hat am 
31. Januar 1967 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Martin, Dr. Vogel (Speyer), Frau Geisendörfer, Dr. Geißler und 
Genossen betr. Kosten und personeller Aufwand für die Studien-
reform — Drucksache V/1138 — beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache V/1381 verteilt. 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

hat am 7. Februar 1967 die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Bauknecht, Dr. Reinhard, Bewerunge, Stooß und Genossen betr. 
Gefahren für die deutsche Veredelungswirtschaft - Drucksache 
V/1317 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache V/1386 
verteilt. 

Der Staatssekretär des Bundesministers für Arbeit und Sozial-
ordnung hat am 3. Februar 1967 die Kleine Anfrage der Abge-
ordneten Spitzmüller, Schmidt (Kempten), Dr. Friderichs, Geldner 
und Genossen betr. Verbesserung der Situation der Arbeits-
losen und Maßnahmen zu einer schnellen Wiedereingliederung 
in den Arbeitsprozeß - Drucksache V/1314 - beantwortet. Sein 
Schreiben ist als Drucksache V/1395 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft und Mittel-
standsfragen hat am 1. Februar 1967 mitgeteilt, daß der feder-
führende Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen und 
der mitberatende Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten die 

Verordnung Nr. 188/66/EWG des Rates vom 24. November 
1966 zur Ermächtigung des Königreichs Belgien, der Bundes-
republik Deutschland, der Französischen Republik und der 
Italienischen Republik, die Abschöpfungen auf bestimmte 
Rinder- und Rindfleischeinfuhren aus dritten Ländern zu 
erhöhen 
sowie die 
Entscheidung des Rats vom 26. Juli 1966 über die Abschaf-
fung der EWG-Binnenzölle, die Anwendung der Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs sowie das Verbot der mengen-
mäßigen Beschränkungen zwischen den Mitgliedstaaten für 
die im Anhang II des Vertrages nicht aufgeführten Erzeug-
nisse 

zur Kenntnis genommen haben und sich eine Berichterstattung 
erübrigt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat mit Schreiben vom 14. Februar 1967 mit-
geteilt, daß der Ausschuß gegen die nachfolgenden Verordnun-
gen keine Bedenken erhoben habe: 

Verordnung Nr. 2/67/EWG des Rates vom 12. Januar 1967 zur 
Festsetzung des Grundpreises und des Ankaufspreises für 
Blumenkohl 
Verordnung Nr. 3/67/EWG des Rates vom 12. Januar 1967 
zur Festsetzung des Grundpreises und des Ankaufspreises 
für Apfelsinen 
Verordnung Nr. 4/67/EWG des Rates vom 12. Januar 1967 
zur Festsetzung des Grundpreises und des Ankaufspreises 
für Mandarinen 
Verordnung Nr. 5/67/EWG des Rates vom 12. Januar 1967 
zur Festsetzung des Grundpreises und des Ankaufspreises 
für Zitronen 
Verordnung Nr. 6/67/EWG des Rates vom 12. Januar 1967 zur 
Festsetzung des Grundpreises und des Ankaufspreises für 
Äpfel 
Verordnung Nr. 7/67/EWG des Rates vom 12. Januar 1967 zur 
Festsetzung des Grundpreises und des Ankaufspreises für 
Birnen. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist der Entwurf eines 
Gesetzes zum Protokoll vom 8. Februar 1965 über die Ergänzung 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens durch Einfügung 
eines Teils 1V über Handel und Entwicklung - Drucksache 
V/1018 - dem Ausschuß für Entwicklungshilfe mitberatend über-
wiesen worden. 

Der Abgeordnete Dr. Schäfer hat am 14. Februar 1967 gegen-
über dem Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages erklärt, 
daß er auf seine Mitgliedschaft im Bundestag verzichtet. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachstehenden Vor-
lagen überwiesen: 

Sechsundsiebzigste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Zollaussetzung für Tee, Mate und tropische 
Hölzer - 1967) 
- Drucksache V/1388 - 

an  den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
26. April 1967; 

Siebenundsiebzigste Verordnung zur Änderung des Deut-
schen Zolltarifs 1966 (Kaschu-Nüsse usw. - 1967) 
- Drucksache V/1389 - 

an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
26. April 1967. 

Der Präsident des Bundestages hat am 9. Februar 1967 gemäß 
§ 96 a der Geschäftsordnung die von der Bundesregierung als 
dringlich bezeichnete 

Neunundachtzigste Verordnung zur Ä nderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Zollkontingente für Pflaumen, Rohblei usw.) 
- Drucksache V/1390 - 

dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um fristgemäße Behandlung überwiesen. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Verordnung des Rates über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Geflügelfleisch 
Verordnung des Rates über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Eier 
- Drucksache V/1352 - 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten - 
federführend - und an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittel-
standsfragen - mitberatend - mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 14. April 1967; 

Verordnung des Rates über Maßnahmen bei den Preisen für 
Milch und Milcherzeugnisse Im Milchwirtschaftsjahr 1967/1968 
und zur Änderung der Verordnung Nr. 215/66/EWG 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten --
federführend - und an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittel-
standsfragen - mitberatend - mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 24. Februar 1967. 

Zu den in der Fragestunde der 91. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 2. Februar 1967 gestell-
ten Fragen des Abgeordneten Zebisch, Drucksache 
V/1353 Nr. VI/4 und VI/5 *), ist inzwischen die schrift-
liche Antwort des Bundesministers Höcherl vom 
3. Februar 1967 eingegangen: 

Die angespannte Kassenlage des Bundes hatte gegen Ende des 
vergangenen Jahres zur Folge, daß nicht ausreichend Betriebs-
mittel bereitgestellt werden konnten, um allen Verpflichtungen 
und Zusagen nachkommen zu können. Dabei mußte zunächst die 
Auszahlung freiwillig gewährter Zuschüsse - wie z. B. für die 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung - etwas zurück-
stehen. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß durch diese unvermeid-
lichen zeitweiligen Beschränkungen Finanzierungslücken bei in-
zwischen fertiggestellten Bauvorhaben aufgetreten sind. In der 
Regel konnten diese von den Bauträgern zunächst durch Auf-
nahme von Zwischenkrediten abgedeckt werden. 

Nachdem nunmehr ein Überblick über die Gesamthöhe der 
Ausgabereste aus dem Jahr 1966 vorliegt, ist die Bundesregie-
rung bemüht, entsprechend der jeweiligen Finanzlage, alle Ver-
pflichtungen und Zusagen baldmöglichst zu erfüllen. 

Dann treten wir in die Tagesordnung ein. Ich rufe 
auf die 

Fragestunde 

- Drucksachen V/1399, V/1408 - 

Wir kommen zunächst zu den Dringlichen Münd-
lichen Anfragen auf Drucksache V/1408. Ich rufe die 
erste Dringliche Mündliche Anfrage des Abgeordne-
ten Genscher aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft auf: 

Gehört die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie nach Auf-
fassung der Bundesregierung zu den Schlüsselbereichen der tech-
nischen Entwicklung, deren Förderung „für die Zukunft der 
Gesamtwirtschaft und damit für den Wohlstand unseres Volkes 
ertragreicher" sind „als Subventionen, die nur der Erhaltung 
von stagnierenden Bereichen dienen", wie es in der Regierungs-
erklärung vom 13. Dezember 1966 heißt? 

Zur Beantwortung Herr Staatssekretär, bitte! 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte die Frage 1 wie folgt 
beantworten. Die Bundesregierung ist in der Tat der 
Auffassung, daß die Luft- und Raumfahrtindustrie 
mit zu den Bereichen der technischen Entwicklung 
gehört, die in einem modernen Industriestaat von 
großer Bedeutung sind. Ich verweise auf die Ant-
wort der Bundesregierung auf die Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Wellmann in der Fragestunde am 
3. Februar 1967. 

Auf Frage 2 möchte ich antworten - - 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Genscher, 
sind Sie mit der zusammenfassenden Beantwortung 
einverstanden? 

Genscher (FDP) : Wenn ich dann entsprechend 
viele Zusatzfragen stellen kann! 

1 Siehe 91. Sitzung, Seite 4211 D 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Sie haben dann 
das Recht zu entsprechenden Zusatzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 2 des Abgeordneten Gen-
scher auf: 

Hat der Staatssekretär im Bundesverteidigungsministerium am 
10. Februar 1967 den Vertretern der Luft- und Raumfahrtindustrie 
angeraten, in den Jahren 1967 und 1968 ca. 30% der in diesem 
Industriezweig beschäftigten, mit erheblichen Aufwendungen 
ausgebildeten und mit der Durchführung jahrelang öffentlich ge-
förderter Projekte befaßten hockqualifizierten Techniker und 
Ingenieure — insgesamt etwa 3000 Personen — zu entlassen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Der Sachverhalt stellt sich 
etwas anders dar, als er in der Frage wiedergege-
ben ist. Der Herr Staatssekretär des Bundesvertei-
digungsministeriums hat den Vertretern der Luft- 
und Raumfahrtindustrie am 10. Februar 1967 ange-
raten, ihre Entwicklungskapazität im wehrtechni-
schen Bereich zunächst um 15 % zu reduzieren. 
Dabei ging er von der Annahme aus, daß im Jahre 
1967 ein Teil der bisher für wehrtechnische Pro-
jekte vorgesehenen Kapazität für Vorhaben der zi-
vilen Luftfahrt und Raumfahrt eingesetzt werden 
könne. Er hat allerdings darauf hingewiesen, daß 
eine weitere Verminderung der Zahl der für wehr-
technische Zwecke eingesetzten Entwicklungsinge-
nieure unvermeidlich wäre, wenn die für die redu-
zierten Entwicklungskapazitäten für wehrtechnische 
Zwecke erforderlichen Mittel nicht bereitgestellt 
werden könnten. Er hat ferner auf die Notwendig-
keit einer Konzentration der Unternehmen in die-
sem Bereich hingewiesen, die bekanntlich im Aus-
land wesentlich weiter fortgeschritten ist als bei 
uns. 

Ein Teil der jetzt aufgetretenen Schwierigkeiten 
ist im übrigen darauf zurückzuführen, daß einzelne 
Firmen in den letzten Jahren entgegen den Warnun-
gen des Bundesministers der Verteidigung ihre Ent-
wicklungskapazität in einem durch die vorausseh-
bare Auftragslage nicht gerechtfertigten Umfang 
weiter ausgebaut haben. Das Bundesverteidigungs-
ministerium rechnet damit, daß die Industrie etwa 
1200 Beschäftigte entlassen muß. Es handelt sich 
hierbei nicht ausschließlich um Ingenieure und Tech-
niker, sondern auch um andere durch Entwicklungs-
aufgaben gebundene Beschäftigte wie kaufmän-
nische Angestellte oder Büropersonal. Die Unter-
nehmen werden sich voraussichtlich vor allem von 
den zuletzt eingestellten Kräften trennen, die noch 
nicht zum Kreis der in der Frage erwähnten Tech-
niker und Ingenieure gehören dürften, die von den 
Firmen jahrelang unter Einsatz erheblicher Mittel 
ausgebildet worden sind. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Staatssekretär, welchen 
Nutzen verspricht sich die Bundesregierung von 
ihren Empfehlungen zur Konzentration für die Er-
haltung aller Entwicklungsteams? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, die Bun- 

desregierung glaubt, daß gerade eine sinnvolle Kon-
zentration in diesem Industriebereich ein ganz 
wesentliches Element bei den Bemühungen um eine 
nicht nur kurzfristige Besserung der Situation der 
Luft- und Raumfahrtindustrie darstellt. Sowohl die 
englische als auch die französische Regierung 
haben gerade in der letzten Zeit mit Nachdruck auf 
eine größere Konzentration in ihrer Luft- und Raum-
fahrtindustrie hingearbeitet mit dem Ziel, zu größe-
rer Rationalisierung und zur Stärkung der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit zu gelangen. 

Zur Beleuchtung der deutschen Situation gibt es 
einige Vergleichszahlen. Sie zeigen alle, daß die 
meisten Firmen sowohl in Frankreich als auch in 
England, von den USA ganz abgesehen, mit viel, 
viel größeren Einheiten in diesem Bereich tätig sind. 
Der Nutzen und der Zweck der Konzentration sind 
in mehrfacher Hinsicht ganz evident. Es handelt sich 
darum, kostspielige Doppelentwicklungen zu ver-
meiden, einen intensiveren und rascheren Aus-
tausch von technischen Erfahrungen sicherzustellen, 
die Gemeinkosten in diesem Bereich zu senken und 
— das ist angesichts der jetzigen Situation ganz 
besonders notwendig — die Wirtschaftskraft zu 
stärken, um Auftragsschwankungen, die es in die-
sem Bereich immer wieder geben wird, besser auf-
fangen zu können, und schließlich und nicht zuletzt 
darum, als Partner für die internationale Zusam-
menarbeit entsprechend gerüstet zu sein. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Genscher. 

Genscher (FDP) : Darf ich, Herr Staatssekretär, 
aus dieser Auskunft entnehmen, daß die Bundes-
regierung für den Fall einer Herbeiführung der von 
ihr gewünschten Konzentration ausreichende Ent-
wicklungsaufträge, seien es deutsche Aufträge, seien 
es Aufträge aus Gemeinschaftsproduktionen, zur 
Verfügung stellen kann, was sie jetzt nicht kann? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Eines ist von dem anderen 
sicher nicht zu trennen. Die Bundesregierung wird 
natürlich bestrebt sein, von sich aus die Voraus-
setzung für eine Konzentration durch Aufrechterhal-
tung eines möglichst hohen Beschäftigungsniveaus 
sicherzustellen. Andererseits muß sie natürlich bei 
der Vergabe ihrer Mittel mit großem Nachdruck 
auch bestimmte Forderungen stellen und bestimmte 
Anregungen geben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Staatssekretär, hat das 
Wirtschaftskabinett bei der Festsetzung eines ersten 
Betrages von 850 Millionen DM aus dem Eventual-
haushalt das Problem der Luftfahrtindustrie mitbe-
rücksichtigt und, wenn ja, in welchem Umfang? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich bin 
leider noch nicht in der Lage, Ihnen Zahlen zu 
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nennen; denn das Kabinett wird die Vorschläge, 
die gestern im Wirtschaftskabinett erörtert worden 
sind, erst morgen beraten. Aber ich kann Ihnen 
versichern, daß in den gestrigen Beratungen sehr 
ausführlich über die  Probleme der Luftfahrt- und 
Raumfahrtindustrie sowie der technischen Entwick-
lung gesprochen worden ist. Der Vorschlag, den das 
Wirtschaftskabinett für die morgige Sitzung des 
Kabinetts unterbreiten wird, stellt eine große Hilfe 
dar, wenn er so akzeptiert wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine vierte Zu-
satzfrage, Herr Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Staatssekretär, hat ent-
sprechend Ihrer Ankündigung in der letzten Frage-
stunde der Herr Bundesaußenminister bei seinen 
Verhandlungen in den USA das Problem der Ge-
meinschaftsproduktionen und sonstiger Aufträge für 
die deutsche Luftfahrt den dortigen Forderungen 
nach Devisenausgleich entgegengesetzt? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich bin 
über diese Frage nicht unterrichtet, werde mich aber 
bemühen, sofort Auskunft zu bekommen, und Sie 
dann benachrichtigen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Genscher. 

Genscher (FDP) : Eigentlich eine Frage an den 
Herrn Präsidenten: Ist es möglich, daß der an-
wesende Staatssekretär aus dem Verteidigungs-
ministerium, der vielleicht über ein größeres Wis-
sen verfügt, dieses hier offenbart? 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Staats-
sekretär, sind Sie bereit? — Bitte sehr! 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums für Verteidigung: Ich bin gerne bereit, zu 
antworten, Herr Abgeordneter. Allerdings kann ich 
über diese Frage auch nicht mehr sagen als mein 
Kollege aus dem Wirtschaftsministerium. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Sie haben eine 
letzte Zusatzfrage, Herr Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung sofort Verhandlungen mit allen 
verbündeten Nationen aufnehmen — ich habe vor 
14 Tagen schon einmal danach gefragt —, um doch 
noch in diesem Jahr durch die Hereinnahme von 
Aufträgen für Gemeinschaftsproduktionen die Aus-
fälle auszugleichen, die durch Kürzungen im Haus-
halt erforderlich erscheinen? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, soweit 
hiermit ein schon in konkreter Form beabsichtigtes 
Projekt gemeint ist, nämlich der Airbus, sind diese 

Anstrengungen bereits unternommen worden. Die 
Bemühungen sind erfolgversprechend. 

Was den weiteren Kreis betrifft, so wird sich 
zweifellos der dafür besonders eingesetzte Aus-
schuß, über den ich im Zusammenhang mit der Be-
antwortung der Frage 3 berichten kann, mit allem 
Nachdruck dieses Problems annehmen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Frau Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sieht die Bundesregierung die Lösung die-
ser Fragen nicht nur unter wirtschaftspolitischen 
und verteidigungspolitischen Aspekten, sondern 
auch vom Standpunkt der Interessen unserer Wis-
senschaft und Forschung her? Mit anderen Worten: 
befaßt sich nicht nur das Wirtschaftskabinett, son-
dern auch das Wissenschaftskabinett mit diesen 
Fragen? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Frau Abgeordnete, bei die-
sem Problem lassen sich die einzelnen Motive nicht 
voneinander trennen. Durch die Tatsache, daß ich 
die Beantwortung der Fragen übernommen habe, 
ist keineswegs dargetan, daß es sich hier nur um ein 
wirtschaftliches Problem handelt, und genausowenig 
kann aus der Beteiligung des Bundesministers der 
Verteidigung geschlossen werden, daß es sich nur 
um ein wehrtechnisches Problem handelt. Gerade 
bei den gestrigen Erörterungen ist der Gesichts-
punkt der Wissenschafts- und Forschungsförderung 
mindestens gleichgewichtig zur Sprache und zur Gel-
tung gekommen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine weitere 
Zusatzfrage, Frau Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Ich danke 
Ihnen für die letzte Feststellung, möchte aber ganz 
konkret fragen, ob Gemeinschaftsprojekte, die hel-
fen können, diese Probleme zu lösen, auch bei Auf-
trägen in Frage kommen, die etwa vom Wissen-
schaftsministerium in internationalen Organisatio-
nen vergeben werden; ich denke da z. B. an die 
ELDO und ähnliche Organisationen. 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Ich glaube, daß gerade bei 
den Gemeinschaftsprojekten ein ständiger Austausch 
von Leistungen, von Erfahrungen und auch von 
Mitteln stattfindet, wenn auch nicht immer in genau 
verfolgbaren Wegen. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Das sollte aber 
sein!) 

Aber es ist der Sinn von Gemeinschaftsprojekten, 
daß die Beteiligung an der Forschung und die Nut-
zung allen an dem Projekt interessierten und täti-
gen Staaten zugute kommen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Wörner. 
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Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nach welchen Gesichtspunkten sind die Entlassun-
gen empfohlen und vorgenommen worden? Gehen 
diese Entlassungen gleichmäßig quer durch alle 
Projekte und Firmen, oder sind hier bestimmte 
Schwerpunkte vorgesehen? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich bin 
an den Besprechungen mit der Luftfahrtindustrie 
nicht beteiligt gewesen. Nur sind die allgemeinen 
Gesichtspunkte, nach denen im einzelnen Bereich, 
im einzelnen Betrieb, an welcher Stelle im einzel-
nen und nach welcher Größenordnung diese Ent-
lassungen notwendig sind, von der Bundesregierung 
aus nicht genau festzustellen. Es handelt sich hier 
um eine Frage, die in erster Linie in der Zuständig-
keit und auch im Entscheidungsbereich der betrof-
fenen Industriefirmen belassen werden sollte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
der Bundesregierung bekannt, daß allein durch die 
Ankündigung der Entlassung an einigen Tech-
nischen Hochschulen der Bundesrepublik Studenten, 
die sich für Raumfahrt und Luftfahrt eingetragen 
hatten, begonnen haben, sich umzuschreiben, da sie 
eine weitere Fortsetzung ihres Studiums in diesem 
Bereich für aussichtslos halten? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich 
habe von solchen möglichen Reaktionen gehört. 
Diese Reaktionen im Hinblick auf eine Beeinträchti-
gung des Vertrauens junger Wissenschaftler und 
Techniker in ihre beruflichen Chancen auf lange 
Sicht haben bei den ganzen Erörterungen eine sehr 
wichtige Rolle gespielt. Ich wäre froh, wenn ich 
Ihnen heute schon Zahlen und den gesamten 
Umfang der möglichen Hilfe nennen könnte, der in 
Kürze sicher dazu beitragen wird, kundzutun, wie 
ernst der Bundesregierung die Lösung dieses sehr 
schwierigen Problems ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie uns Aufschluß darüber geben, welche 
Projekte eingestellt werden müßten, wenn es nicht 
gelänge, die Finanzierung sicherzustellen? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich bin 
im Augenblick nicht in der Lage, die einzelnen Pro-
jekte zu nennen. Ich werde mich darum bemühen, 
sofort die nötige Auskunft zu erhalten und sie 
Ihnen zur Verfügung zu stellen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Schultz (Gau-Bischofs-
heim). 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Staats-
sekretär, teilt die Bundesregierung meine Auffas-
sung, daß der Wert der Bundesrepublik als Partner 
in internationalen Beziehungen vor allem von ihrer 
technologischen Fähigkeit abhängt, und teilen Sie 
die Auffassung, daß deshalb Kürzungen im Bereich 
dieser Minimalindustrie, wenn man sie mit den 
Industrien uns befreundeter Staaten vergleicht, 
außerordentlich gefährlich sind? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, es han-
delt sich nicht so sehr um ein Problem von Haus-
haltskürzungen, sondern einfach um ein Ausein-
anderklaffen zwischen den von der Industrie in 
Angriff genommenen und erweiterten Kapazitäten 
und den zur Verfügung stehenden Möglichkeiten. 
Es ist jedenfalls nicht so, daß eine bestimmte Politik 
gerade auf diesem Gebiet zu Kürzungen geführt 
hätte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Schultz. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP): Herr Staats-
sekretär, teilen Sie meine Auffassung, daß die 
Finanzierung der Luft- und Raumfahrtindustrie auch 
in anderen uns befreundeten Staaten in der Ver-
gangenheit im wesentlichen vom Staat übernom-
men worden ist und daß wir deswegen ähnliches 
auch hier tun müßten? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Mir ist diese Tatsache durch-
aus bekannt. Die Bundesregierung steht einfach vor 
der nüchternen Feststellung, daß die Entwicklung in 
diesem Bereich in der Bundesrepublik noch relativ 
jung ist. Daraus erklärt sich zum Teil auch, daß 
bisher die notwendigen und vielleicht auf lange 
Sicht auch erwünschten finanziellen Beiträge noch 
nicht bereitgestellt werden konnten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Staatssekretär, es wird 
immer wieder das ungesunde Verhältnis in der Be-
schäftigtenzahl zwischen der Produktion und der 
Entwicklung und Forschung beklagt. Sind Sie nicht 
der Meinung, daß durch die Kürzung der Mittel für 
Entwicklung und Forschung das Verhältnis auf die 
Dauer noch immer ungünstiger werden und die an-
gestrebte Verstärkung der Produktion leiden muß, 
wenn wir an Entwicklungskosten sparen? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Sicher sind die Entwick-
lungskosten und die Kapazitäten in diesem Bereich 
von ganz entscheidender Bedeutung, und eine Stär-
kung der Industrie wird in erster Linie auf dem 
Gebiet zu erfolgen haben, auf dem Mittel gerade für 
diesen Zweck möglichst weitgehend erhalten werden 
konnten. Ich sagte aber bereits vorhin, daß nicht die 
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Absicht bestanden habe, die Mittel gerade für dieses 
Gebiet zu kürzen. Vielmehr hat wegen der finan-
ziellen Enge die Haushaltsentwicklung nicht mit dem 
Ausbau der Kapazitäten Schritt gehalten, deren Ent-
wicklung insbesondere von 1965 auf 1966 in bezug 
auf die Beschäftigtenzahl einen sehr deutlichen 
Sprung gemacht hat. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung die besonders kritische Lage beim Ent-
wicklungsring Süd bekannt, der für das Jahr 1967 
50 Millionen DM für Entwicklungskosten angefor-
dert hatte, für den jedoch von seiten des Verteidi-
gungsministeriums ohnehin nur 31 Millionen DM 
bereitgestellt wurden, von denen für das erste Halb-
jahr 1967 nur 12 Millionen DM zur Verfügung ge-
stellt werden sollen? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Diese Tatsache ist bekannt. 
Gerade bei dieser Firma zeigt sich das Auseinander

-

klaffen zwischen den Wünschen und Absichten auf 
seiten der Industrie und den finanziellen Mitteln, 
die zur Verfügung stehen. 

Vielleicht darf ich mir hier die allgemeine Bemer-
kung erlauben, daß natürlich die Begrenzung des 
Bundeshaushalts, die notwendigen Streichungen nicht 
ohne Folge bei einer ganzen Reihe von Gebieten 
bleiben konnten. Aber diese nüchterne Feststellung 
und dieser Druck präjudizieren nicht eine vernünf-
tige Politik auf diesem Gebiet auf mittlere Sicht, ins-
besondere im Rahmen der mehrjährigen Finanzpla-
nung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Staatssekretär, sieht die 
Bundesregierung Möglichkeiten, durch Umschichtung 
in den entsprechenden Haushalten etwas mehr Geld 
für Forschung und Entwicklung frei zu machen, für 
das Gebiet, das wir hier heute in der Fragestunde 
behandeln? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, diese 
Frage wird bereits erörtert. Es ist insbesondere an 
folgende Möglichkeiten gedacht — ohne daß ich 
schon in der Lage wäre, Ihnen konkrete Zahlen zu 
nennen —: Zur Erörterung steht die Umsetzung von 
Mitteln im Haushalt des Bundesministers der Ver-
teidigung und die Inanspruchnahme von Mitteln der 
im Ergänzungshaushalt für den deutsch-amerikani-
schen Devisenausgleich angesetzten Beträge für 
deutsch-amerikanische wehrtechnische Gemein-
schaftsprojekte, was entsprechenden Spielraum für 
den Einsatz von Mitteln im eigenen Bereich möglich 
machen würde. In der Erörterung spielen diese bei-
den Möglichkeiten neben den Hilfen, die der Even-
tualhaushalt geben kann, eine entscheidende Rolle. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Staatssekretär, sehen Sie 
bei dem von Ihnen angesprochenen Airbus die Mög-
lichkeit, daß auch deutsche Forschungs- und Ent-
wicklungsgruppen — sowohl Wissenschaftler als 
auch Forschungs- und Entwicklungsingenieure — 
mit in Tätigkeit gesetzt werden können? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Ich bin überzeugt, ,daß diese 
Möglichkeit im Rahmen der deutschen Gesamt-
beteiligung auf all den Gebieten, die Sie genannt 
haben, erfolgversprechend gegeben ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Rinderspacher. 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Herr Staatssekretär, 
habe ich Sie richtig verstanden, wenn ich aus Ihren 
ersten Antworten entnommen habe, daß .die Bundes-
regierung den Konzentrationsprozeß in der Luft-
fahrtindustrie als notwendig vorausgesehen und die 
fraglichen Firmen vor einer zu starken Ausweitung 
der Kapazitäten gewarnt hat? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Aus meiner Antwort ging in 
der Tat hervor, daß das Bundesministerium der Ver-
teidigung mit der Industrie seit langer Zeit solche 
Gespräche geführt hat. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Rinderspacher. 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Ist daraus zu ent-
nehmen, daß die wirtschaftliche Situation, wie sie 
sich jetzt darstellt, keineswegs überraschend ge-
kommen ist, weder für die Industrien noch für die 
darin Beschäftigten? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Ich glaube, Herr Abgeord-
neter, ,daß man diese Frage wohl bejahen kann, 
wenn vielleicht auch nicht für den einzelnen Betei-
ligten das Ausmaß der Schwierigkeiten, wie es sich 
heute, im Februar 1967, darstellt, schon in vollem 
Umfang sichtbar gewesen ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
dritte Frage des Herrn Abgeordneten Genscher auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der noch in dieser 
Woche notwendig werdenden Kündigungen in der Luft- und 
Raumfahrtindustrie durch die Einsetzung eines interministeriellen 
Arbeitsstabes und durch die Vorlage eines Sofortprogramms 
alle innen- und außenpolitischen Möglichkeiten zu erschöpfen, 
um die Abwanderung der Techniker und Ingenieure aus der Luft- 
und Raumfahrtindustrie ins Ausland zu verhindern? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Die Bundesregierung hat be-
reits einen interministeriellen Ausschuß auf Staats-
sekretärebene damit betraut, Maßnahmen zur Lö- 
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sung der gegenwärtigen Schwierigkeiten vorzube-
reiten. Zur Unterstützung der Staatssekretäre steht 
ein aus Abteilungsleitern der beteiligten Ressorts 
gebildeter Ausschuß bereit, den das Bundeskabinett 
durch Beschluß vom 22. September 1966 als ständi-
ges Koordinierungsgremium für Fragen der Luft- 
und Raumfahrtindustrie eingerichtet hat. Entschei-
dungen sind bisher noch nicht getroffen worden. Ein 
Sofortprogramm ist davon abhängig, daß es gelingt, 
die erforderlichen Mittel für die Weiterbeschäfti-
gung der reduzierten Entwicklungsgruppen bereit-
zustellen. Hierin liegt auch nach Ansicht der Bun-
desregierung der einzige Weg, die Abwanderung 
von hochqualifizierten Technikern und Ingenieuren 
ins Ausland zu verhindern. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie dem Hohen Hause sagen, welche zeitlichen und 
quantitativen Ziele sich die Bundesregierung für die 
Erhaltung dieser wertvollen technischen und wis-
senschaftlichen Kräfte gesetzt hat. 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Ich bin im Augenblick nicht 
in der Lage, die gesamten Zielsetzungen, die bisher 
in diesen Ausschüssen erst diskutiert worden sind, 
zu quantifizieren. Nur kann ich sagen, hier ist eine 
doppelte Aufgabe gegeben. Einmal geht es darum, 
die Möglichkeiten, die die schon vorbereiteten Pro-
gramme bieten, für die nächsten ein bis zwei Jahre 
sinnvoll zu nutzen. Zu diesen Programmen gehören 
verschiedene Projekte, einmal das Kurzstreckenver-
kehrsflugzeug „VFW 614" und dann insbesondere 
das in internationaler Gemeinschaftsarbeit zu ent-
wickelnde Airbus-Projekt. Die zweite Aufgabe ist 
die Entwicklung eines langfristigen Programms. 
Selbstverständlich sind hier die Schwierigkeiten ent-
sprechend größer, zumal die konkreten Kenntnisse 
und Erkenntnisse hier heute noch gering sind. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Letzte Frage, 
Herr Genscher. 

Genscher (FDP) : Darf ich, Herr Staatssekretär, 
aus der Tatsache, daß die Staatssekretär zweier un-
mittelbar beteiligter Häuser hier in wesentlichen 
Fragen noch nicht unterrichtet sind — z. B. über die 
Ergebnisse der Verhandlungen in den USA, aber 
auch über die Möglichkeiten von Kürzungen im Ver-
teidigungshaushalt —, entnehmen, daß nicht nur die 
Luftfahrtindustrie, sondern auch die Bundesregie-
rung und der von ihr eingesetzte Ausschuß von der 
Entwicklung überrascht worden sind? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Ich sagte vorhin, daß die 
Entwicklungen sich in der Tendenz seit längerer 
Zeit anbahnten, daß aber das ganze Ausmaß der 
Schwierigkeiten in der Tat erst in jüngster Zeit voll 
sichtbar geworden ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
die Bundesregierung bereit, der deutschen Luftfahrt-
industrie für die Zukunft eine klare Aufgabenstel-
lung zuzuweisen, so daß in der Zukunft, und zwar 
auf lange Sicht gesehen, solche Vorkommnisse wie 
jetzt vermieden werden? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich bin 
überzeugt, daß hierzu nicht nur die Bereitschaft be-
steht, sondern daß man sich darum auch ernsthaft 
bemühen wird. Nur muß ich hinzufügen, daß die 
Möglichkeiten, die natürlich insbesondere von den 
verfügbaren finanziellen Mitteln abhängen, nur 
umrissen und auch zur Information der Industrie 
nur dargelegt werden können, wenn Klarheit be-
steht über die Prioritäten, über die Gesamtmöglich-
keiten und die Aufteilung unserer finanziellen 
Engagements auf allen Gebieten im Rahmen einer 
mittelfristigen Finanzplanung. Die Dringlichkeit der 
mittelfristigen Finanzplanung wird gerade auch 
durch diese Fragestellung und diese Problematik be-
sonders unterstrichen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Frau Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, Sie sprachen in Ihrer Antwort immer nur 
von der Luftfahrtindustrie. in der krage ist aber 
auch von der Raumfahrtindustrie die Rede. Spiegelt 
sich die Tatsache, daß diese beiden Zweige der In-
dustrie in einem Zusammenhang miteinander stehen, 
auch in der Zusammensetzung des interministeriel-
len Arbeitsstabes wider? Mit anderen Worten: 
Welche Staatssekretäre oder welche Ressorts sind 
daran beteiligt? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Frau Abgeordnete, die Frage 
ist zu bejahen. In diesem Ausschuß sind die mit 
Wissenschaft und Forschung, insbesondere auch auf 
dem Gebiet der Raumfahrt, befaßten Ressorts ver-
treten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Frau Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sieht sich die Bundesregierung in der Lage, 
irgendeine Antwort zu geben, mit der die Tech-
niker und Ingenieure, die im Begriff sind, abzu-
wandern, praktisch etwas anfangen können? Mit 
anderen Worten: Ist Ihre Auskunft geeignet, die 
betreffenden Leute so zu beruhigen, daß sie noch 
für eine Weile, bis sie eine endgültige Antwort er-
halten haben, an ihren Arbeitsplätzen bleiben wer-
den? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Frau Abgeordnete, die Ant- 
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wort muß wohl dann gegeben werden, und sie kann 
dann auch mit festen Zahlen und konkreten Aus-
sagen gegeben werden, wenn die unmittelbar zur 
Lösung anstehenden finanziellen Probleme — be-
züglich der Möglichkeiten im Verteidigungshaushalt, 
vor allem der Möglichkeiten der Umschichtung, so-
wie auch im Eventualhaushalt — vom Kabinett ent-
schieden sind. Natürlich unterliegen diese Dinge 
dann der Beschlußfassung im weiteren Gesetzge-
bungsgang. Dann kann diese Antwort so konkret 
gegeben werden, daß eine vernünftige Vertrauens-
basis hergestellt ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, durch Vorbescheide für die 
Aufträge, die weiterlaufen sollen, die Firmen in den 
Stand zu versetzen, bei ihren Banken Kredite auf-
zunehmen, um ihren finanziellen Verpflichtungen 
nachkommen zu können? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Die Herausgabe von Vor-
bescheiden hängt natürlich auch damit zusammen, 
daß einigermaßen Sicherheit über die Bewilligung 
der angestrebten Mittel gegeben sein muß; denn 
sonst würde sich die Bundesregierung, wenn diese 
Mittel nicht in der vollen Höhe oder wenn sie in 
anderer Zusammensetzung gegeben werden, sicher-
lich dem Vorwurf aussetzen, daß sie die Firmen zu 
einem Kreditengagement veranlaßt hätte, das nicht 
in voller Höhe und nicht in dieser Zusammensetzung 
zu verantworten ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, von Fall zu Fall, wenn es not-
wendig und nützlich erscheint, vor 'dem Arbeitsstab 
die Interessenvertretungen der Industrie und auch 
die Interessenvertretungen der Arbeitnehmer, d. h. 
die Gewerkschaften, zu dieser Frage zu hören? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, diese 
Bereitschaft ist zweifellos vorhanden, nur waren in 
den letzten Wochen und Tagen so dringende 
Probleme auf allen Gebieten, die hiermit zusammen-
hängen, zu diskutieren und zu lösen, daß die volle 
Beteiligung jeder einzelnen Gruppe vielleicht noch 
nicht in befriedigendem Umfange sichergestellt wer-
den konnte. Ich teile aber Ihre Auffassung ganz, daß 
es sich nicht nur um ein Problem der Unternehmen, 
sondern auch um ein Problem der Arbeitnehmer 
handelt, welcher Qualifikation sie auch immer sind. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Damit sind die 
Dringlichen Anfragen erledigt. 

Die Frage IX/4 des Herrn Abgeordneten Kahn

-

Ackermann ist zurückgezogen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit. Da liegen drei Fragen des Herrn Ab-
geordneten Dr. Jahn vor. Werden sie zusammen 
beantwortet? 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Nein, sie werden getrennt 
beantwortet. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage IX/1 des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun-
schweig) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, in der Zukunft die deutsche 
Kapitalhilfe für Entwicklungsländer nur noch liefergebundenen 
Ländern zu gewähren? 

Bitte sehr, Herr Bundesminister! 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Die Bundesregierung ist bis-
her bei der Vergabe der bilateralen Kapitalhilfe 
vom Grundsatz der Lieferungebundenheit ausge-
gangen. Dies entspricht ihrer Auffassung, daß ein 
weltweiter Abbau der Lieferbindung sowohl im 
Interesse der Entwicklungsländer als auch der deut-
schen Wirtschaft liegt. Die Lieferungebundenheit 
kann jedoch auf die Dauer nur aufrechterhalten 
werden, wenn sich die übrigen Geberländer eben-
falls zu diesem Grundsatz bekennen. Es wurde da-
her schon bisher in jedem Einzelfall sorgfältig ge-
prüft, ob eine Bindung an deutsche Lieferungen aus 
politischen oder handelspolitischen Gründen zweck-
mäßig war. Im übrigen haben die Empfängerländer 
deutscher Kapitalhilfe in ,vielen Fällen deutsche 
Lieferungen auch dann bevorzugt, wenn keine Lie-
ferbindung vereinbart war. In den beiden letzten 
Jahren entfielen nicht weniger als 83 % der fest-
stellbaren Lieferungen aus der Kapitalhilfe auf 
deutsche Unternehmen. 

Im Hinblick auf die gegenwärtige Wirtschaftslage 
in Deutschland wird die Bundesregierung ihre Be-
mühungen um die Einschaltung der deutschen 
Wirtschaft im Rahmen der bilateralen Kapitalhilfe 
verstärken. Dies gilt insbesondere bei anerkannten 
Schwierigkeiten deutscher Wirtschaftszweige und 
bei ungerechtfertigten Wettbewerbsnachteilen deut-
scher Unternehmen im Empfängerland. Die Bundes-
regierung ist überzeugt, daß durch pragmatisches 
Vorgehen auf dieser Basis den Belangen der deut-
schen Wirtschaft auf die Dauer am besten Rechnung 
getragen werden kann. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr Bun-
desminister, liegen Erfahrungen über den Grundsatz 
der Liefergebundenheit der Kapitalhilfe bei anderen 
Industrienationen vor? 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Der Anteil der liefergebun-
denen Kredite ist bei den einzelnen Industrienatio-
nen selbstverständlich sehr unterschiedlich. Nach 
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den mir zur Verfügung stehenden Unterlagen haben 
zum Beispiel die Vereinigten Staaten 88 % ihrer 
Kredite liefergebunden gewährt. Die Anteile Groß-
britanniens und Frankreichs belaufen sich auf 38 % 
bzw. 24 %. Diese Zahlen geben jedoch kein voll-
ständiges Bild über den Anteil der effektiven Liefe-
rungen des jeweiligen Geberlandes. Ein großer Teil 
der Kredite fließt auch ohne formelle Lieferbindung 
in Form von Aufträgen an das Geberland zurück. 
Ich möchte jedoch nicht verschweigen, daß aus der 
Sicht des Empfängerlandes jede Lieferbindung eine 
beachtliche Einschränkung in der Verwendung der 
empfangenen Kredite darstellt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage IX/2 des Herrn Abgeordneten Dr. Jahn 
(Braunschweig) auf: 

Wie hoch ist der Anteil der deutschen Industrie bei der Pro-
jektdurchführung am EWG-Assoziierungsfonds? 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Der EWG-Assoziierungsfonds 
— oder Europäischer Entwicklungsfonds — setzt 
sich, genaugenommen, aus zwei verschiedenen Fonds 
zusammen. Der erste Fonds wurde 1958 zugunsten 
der damals noch von Belgien, Frankreich, Italien 
und den Niederlanden abhängigen überseeischen 
Länder und Hoheitsgebiete geschaffen. Sein Vo-
lumen beträgt 2325 Millionen DM. Der zweite Fonds 
entstand 1964 im Zusammenhang mit dem Jaunde-
Abkommen, d. h. mit der Neuregelung des Assozia-
tionsverhältnisses mit den inzwischen staatsrecht-
lich selbständig gewordenen Ländern und Hoheits-
gebieten. Er wurde mit 2920 Millionen DM ausge-
stattet. 

Das gesamte Fondsvermögen beträgt also 5245 
Millionen DM. Hiervon wurden bisher Aufträge in 
Höhe von 1858,57 Millionen DM vergeben. Davon 
erhielt die deutsche Wirtschaft Aufträge in Höhe 
von 169,9 Millionen DM. Dies entspricht einem An-
teil von 9,14 %. 

Bei den einzelnen Auftragsgruppen waren deut-
sche Firmen wie folgt beteiligt: bei den Bauleistun-
gen, die in einem erheblichen Umfang eine Rolle 
spielen, mit 4,29 %, bei den Lieferungen mit 20,9 % 
und bei den intellektuellen Leistungen — das sind 
Studien, technische Beratung usw. — mit 22,41 %. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu einer Zusatz-
frage Herr Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, welche Gründe gibt es für den geringen Anteil 
deutscher Aufträge am EWG-Entwicklungsfonds? 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Herr Kollege Dr. Jahn, ich 
sehe die Gründe in erster Linie darin, ,daß die alt-
eingesessenen Firmen in der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und in den assoziierten afrika-
nischen Ländern und Madagaskar gegenüber der 
deutschen Wirtschaft einen natürlichen Wettbe-
werbsvorsprung haben. Das gilt insbesondere für 

den Bausektor, der immer noch rund 70 % aller 
Aufträge des Fonds ausmacht. 

Andererseits darf aber auch nicht übersehen 
werden, daß sich die deutsche Wirtschaft angesichts 
der vielfältigen Wettbewerbsschwierigkeiten, denen 
sie sich in diesen Ländern gegenübersieht, noch mehr 
engagieren muß als bisher. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr Bun-
desminister, was gedenkt die Bundesregierung zu 
unternehmen, um ein besseres Verhältnis zwischen 
deutschen Beitragsleistungen zum Fonds und Auf-
trägen zugunsten der deutschen Wirtschaft zu er-
reichen? 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Das von Ihnen angesprochene 
Thema, Herr Kollege Dr. Jahn, wird den Ministerrat 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in einer 
seiner nächsten Sitzungen beschäftigen. Die Bundes-
regierung wird dazu einen Entschließungsantrag ein-
bringen. Die deutschen Vorschläge liegen insbeson-
dere auf dem Gebiet der Vereinfachung und Ver-
einheitlichung der Ausschreibungsunterlagen, der 
Verbesserung der Zahlungs- und Vorschußmodalitä-
ten, der Förderung von Arbeitsgemeinschaften von 
Unternehmen aus mehreren Mitgliedstaaten sowie 
der verstärkten Finanzierung solcher Projekte, die 
auch nichtortsansässigen Unternehmen vermehrte 
Aussichten auf Erfolg bei der Ausschreibung bieten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage IX/3 des Herrn Abgeordneten Dr. Jahn 
(Braunschweig) auf: 

Wie hoch sind die Beiträge, die die Bundesrepublik an die 
Weltbank und andere Institutionen der Entwicklungshilfsorgani-
sation leistet? 

Bitte, Herr Bundesminister! 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Der deutsche Kapitalanteil 
an der Weltbank beträgt 1280 Millionen Dollar. Das 
sind 5,7 % des Gesamtkapitals der Bank. Hiervon 
wurden bis jetzt 107,3 Millionen Dollar gezahlt. 
20,7 Millionen Dollar sind noch zu leisten. 

Bei der Internationalen Entwicklungshilfeorgani-
sation — abgekürzt IDA genannt — beläuft sich der 
deutsche Gesamtbeitrag auf 125,6 Millionen Dollar. 
Das sind 8,1 % des Gesamtkapitals. Davon wurden 
bisher 101,4 Millionen Dollar eingezahlt. 24,2 Mil-
lionen Dollar sind noch zu leisten. 

An der zweiten Schwesterorganisation der Welt-
bank, der Internationalen Finanz-Corporation, IFC 
genannt, ist die Bundesrepublik mit 3,7 Millionen 
Dollar beteiligt. Das entspricht 3,7 % des Gesamt-
kapitals. 

Im vergangenen Jahr ist die Bundesrepublik der 
Asiatischen Entwicklungsbank beigetreten. Der deut- 
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sche Anteil beträgt hier 34 Millionen Dollar oder 
3,4 %. 

Schließlich möchte ich noch unsere Leistungen im 
Rahmen der Entwicklungsprogramme der Vereinten 
Nationen erwähnen. Sie betragen insgesamt rund 
15 Millionen Dollar. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Dr. Jahn. 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr Bun-
desminister, wie hoch ist der Anteil der Beteiligung 
der deutschen Wirtschaft an den durch die Entwick-
lungshilfeorganisation multilateral vergebenen Pro-
jekten? 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Auf diesem Sektor ist die 
Situation recht zufriedenstellend. Ich darf folgende 
Zahlen bekanntgeben: 

Von den Auszahlungen der Weltbank haben bis 
zum 30. Juni 1966 deutsche Lieferfirmen Aufträge 
im Werte von 606 Millionen Dollar, das sind 11,5 %, 
erhalten. Bei der IDA waren es 73,1 Millionen Dol-
lar oder 13,8 %. Der deutsche Lieferanteil bei der 
IFC ist nicht feststellbar, da diese Institution nicht 
nur Kredite, sondern auch Beteiligungen gewährt 
bzw. eingeht. Die Asiatische Entwicklungsbank hat 
erst zu Beginn dieses Jahres ihre Tätigkeit begon-
nen. Bei den Vereinten Nationen entspricht der Lie-
feranteil etwa der Höhe der deutschen Leistungen. 

I Insgesamt haben also die deutschen Firmen im Be-
reich der Weltbankgruppe und der Vereinten Natio-
nen gut abgeschnitten, im Gegensatz zum EWG-
Fonds. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Schmidhuber. 

Schmidhuber (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
in welcher Weise ist die Bundesrepublik personell 
in den Organen der von Ihnen genannten Institutio-
nen beteiligt? 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Die Situation ist von Insti-
tution zu Institution sehr unterschiedlich. Ich glaube, 
daß wir bei einer Reihe von Institutionen noch nicht 
in dem notwendigen Maße personell beteiligt sind. 
Die Bundesregierung ist an einem stärkeren perso-
nellen Engagement interessiert. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Kiep. 

Kiep (CDU/CSU) : Herr Minister, sehen Sie im 
Zusammenhang mit den Weltbank-Projekten die 
Möglichkeit einer verstärkten Einschaltung deut-
scher technischer Beratungsfirmen, sogenannter 
Consulting-Firmen? 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Über diese Angelegenheit 

wird seit längerer Zeit gesprochen. Ich glaube, daß 
es in noch stärkerem Maße als bisher die Möglich-
keit gibt, deutsche Consulting-Firmen zu berücksich-
tigen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage. 

Kiep (CDU/CSU) : Herr Minister, glauben Sie, 
daß dasselbe auch für Projekte aus dem EWG-
Fonds gelten kann? 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Hier muß ein Unterschied 
gemacht werden. Ich glaube, daß im Rahmen dieses 
europäischen Fonds deutsche Firmen noch stärker 
berücksichtigt sind. Der Prozentsatz liegt hier er-
freulicherweise erheblich über 20 %. Das ist also 
besser, aber noch nicht voll befriedigend. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wir kommen zu 
den Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Verteidigung. Frage XII/1 des Herrn 
Abgeordneten Kiep: 

Trifft es zu, daß das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaf-
fung im Zusammenhang mit dem Bau der Lenkwaffenzerstörer 
die französische Regierung aufgefordert hat, ein Angebot über 
die Lieferung von Salutgeschützen für die drei Zerstörer abzu-
geben? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Die Antwort auf Ihre Frage, 
Herr Abgeordneter, lautet: Nein. Im Zusammenhang 
mit dem Bau von Lenkwaffenzerstörern sind bei der 
französischen Regierung keine Angebote über Lie-
ferung von Salutgeschützen angefordert worden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. Dann die Frage XII/2 des Herrn Abgeord-
neten Kahn-Ackermann: 

Hält das Bundesverteidigungsministerium die von ihm ge-
plante Errichtung eines großen Lazaretts im sogenannten Penten-
rieder Schlag bei Gauting mit den Bestimmungen der Genfer 
Konvention für vereinbar? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
rium der Verteidigung: Die Antwort auf Ihre Frage, 
Herr Abgeordneter, lautet: Zweifelsfrei ja. Das Bun-
desministerium der Verteidigung prüft jeweils vor 
der Anlage von Lazaretten, ob die notwendigen 
Sicherheitsabstände der Lazarette zu militärischen 
Zielen eingehalten werden können. Mit dieser Prü-
fung wird der Bestimmung des Art. 19 des I. Genfer 
Abkommens von 1949 Rechnung getragen, nach der 
ortsfeste Einrichtungen des Sanitätsdienstes nach 
Möglichkeit so angelegt werden sollen, daß sie 
durch Angriffe auf militärische Ziele nicht gefährdet 
werden können. Die entsprechende Prüfung hat bei 
der Planung des Bundeswehrlazarettes im Penten-
rieder Schlag auf der Gemarkung Krailling bei Gau-
ting ergeben, daß völkerechtliche Einwendungen 
gegen den Standort nicht erhoben werden können. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wie bringen Sie Ihre Erklärung mit der Tatsache in 
Übereinstimmung, daß sich in 1500 m Entfernung 
von dem geplanten Lazarett eines der größten mili-
tärischen Tanklager in Süddeutschland befindet und 
daß sich in 4000 m Entfernung eine Flugzeugfirma 
befindet, die überwiegend für die Bundeswehr 
arbeit und überwiegend militärische Flugzeuge und 
Träger herstellt? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, diese 
Feststellungen stehen mit meinen Ausführungen im 
Einklang. Es gibt keine absoluten Bestimmungen 
und keine absoluten Entfernungsgrenzen, die das 
Genfer Abkommen in diesem Zusammenhang vor-
schreiben würde. Bei der Bewertung und Beurtei-
lung dieser Frage muß die Bedeutung der militäri-
schen Objekte, die in einer gewissen Entfernung zu 
Lazaretten liegen, in Betracht gezogen werden, und 
es muß in Betracht gezogen werden, mit welcher Art 
von Waffen solche militärischen Objekte voraus-
sichtlich angegriffen würden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zweite Zusatz-
frage, Herr Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
sagt nicht auch nach Ihrer Meinung der gesunde 
Menschenverstand, daß ein unterirdisch angelegtes 
Großtanklager in so geringer Entfernung eine ernst-
hafte Gefährdung für ein solches Lazarett darstellt, 
da es mit sehr tief durchschlagenden Sprengkörpern 
angegriffen werden muß, die auch in einem großen 
Radius eine Zerstörungswirkung haben? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, das Er-
gebnis der Prüfung, die mit Bezug auf diese Frage 
angestellt worden ist, ist, daß von einer solchen 
außergewöhnlichen Gefährdung nicht gesprochen 
werden kann. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wir kommen zu 
der Frage XII/3 des Herrn Abgeordneten Josten: 

In welcher Form werden Wehrpflichtige aufgeklärt, daß sie in 
dem Jahr der Einberufung einen Erstattungsantrag auf Lohn-
steuer-Jahresausgleich beantragen können? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Jeweils zwei Monate vor 
Schluß eines Kalenderjahres wird allen Soldaten bei 
den Truppenteilen und Dienststellen bekanntgege-
ben, daß für Wehrsoldempfänger, deren Wehrdienst 
am 31. Dezember noch besteht und die im Laufe 
des Kalenderjahres in  einem Dienst- oder Beschäf-
tigungsverhältnis gestanden haben oder während 
des Wehrdienstverhältnisses steuerpflichtige Ein-
künfte hatten, ein Lohnsteuer -Jahresausgleich von 
Dienststellen der Bundeswehr nicht durchgeführt 

wird. Die Wehrpflichtigen werden auch darüber be-
lehrt, daß, wenn die Voraussetzungen gegeben sind, 
der Antrag bei dem für den Wohnsitz des Wehr-
pflichtigen zuständigen Finanzamt zu stellen ist. 
Auf die Notwendigkeit dieser Belehrung ist zuletzt 
mit einem Erlaß vom 1. Dezember 'des vergangenen 
Jahres hingewiesen worden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
erklären Sie sich die große Zahl von Wehrpflich-
tigen, die von ihrem Antragsrecht keinen Gebrauch 
machen, nachdem nach Ihrer Information doch eine 
hinreichende Bekanntgabe bei der Truppe erfolgt? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Herr Abgeordneter, ich 
kann nicht bestätigen, daß eine große Anzahl von 
Angehörigen der Bundeswehr von diesem Recht 
keinen Gebrauch macht. Aber diese Belehrungen 
werden in regelmäßigen Zeitabständen wiederholt 
werden. Ich glaube, das ist die einzige Möglichkeit, 
für ihre Bekanntmachung zu sorgen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie  bereit, nachdem mir diese Mitteilung von Sol-
daten zugegangen ist, diese Frage in Ihrem Haus 
noch einmal überprüfen zu lassen? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Da Ihnen konkrete Hin-
weise vorgelegt worden sind, Herr Abgeordneter, 
wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie sie mir zugänglich 
machten. Ich werde sie dann gerne überprüfen 
lassen. 

Josten (CDU/CSU) : Das werde ich gern tun. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wir gehen wei-
ter zu der Frage XII/4 des Herrn Abgeordneten 
Wilhelm: 

Ist die Bundesregierung bereit, künftig die Einberufung von 
wehrdienstpflichtigen Abiturienten zum Grundwehrdienst in der 
Weise vornehmen zu lassen, daß nicht der Geburtsjahrgang, 
sondern der Zeitpunkt der Ablegung der Reifeprüfung für die 
Einberufung bestimmend ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Für die Einberufung von 
Abiturienten zum Grundwehrdienst ist grundsätz-
lich der Zeitpunkt des Bestehens der Reifeprüfung 
ausschlaggebend. Der Geburtsjahrgang der Abitu-
rienten hat im Regelfall keinen Einfluß auf den Zeit-
punkt der Einberufung. Bei der gegenwärtig durch-
geführten Schuljahrumstellung kann es allerdings 
vorkommen, daß eine verschwindend geringe An-
zahl von Oberschülern bereits vor Vollendung des 
18. Lebensjahres ihre Reifeprüfung ablegen. Diese 
wenigen Abiturienten sind demnach beim Bestehen 
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der Reifeprüfung kraft Gesetzes noch nicht wehr-
pflichtig und deshalb weder erfaßt noch gemustert. 
Auch sie können dann sofort einberufen werden, 
wenn sie selbst ihre vorzeitige Einberufung recht-
zeitig beantragen. 

Im übrigen wird bei der Einberufung von Abitu-
rienten nach den Grundsätzen, die auch vor diesem 
Hohen Hause am 4. März vorigen Jahres dargelegt 
worden sind, verfahren. Danach bemüht sich die 
Bundeswehr, die Abiturienten zum frühestmög-
lichen Zeitpunkt nach dem Bestehen der Reifeprü-
lung, d. h. stets zum nächsten regulären Einberu-
fungstermin, einzuberufen. Auf diese Weise wird 
jeder vermeidbare Zeitverlust für diesen Personen-
kreis vermieden. 

Eine völlige Angleichung der Einberufungstermine 
an die zur Zeit sehr unterschiedlichen Reifeprüfungs-
termine der einzelnen Bundesländer ist jedoch aus 
organisatorischen Gründen nicht möglich. Der auf 
den jeweiligen Quartalsbeginn festgelegte Einberu-
fungstermin wurde deshalb beibehalten, jedoch 
wurde abweichend von der früher üblichen Rege-
lung, wonach nur zwei Einstellungstermine für Abi-
turienten im Jahr bestanden, die Einberufung von 
Abiturienten für alle vier Quartale angeordnet. 

Darüber hinaus wurde den Abiturienten des er-
sten Kurzschuljahres, die im Oktober und Novem-
ber vorigen Jahres ihre Reifeprüfung abgelegt 
haben, die Wahlmöglichkeit eingeräumt, entweder 
im Januar oder im April ihren Grundwehrdienst zu 
beginnen, um den vermeidbaren Verlust eines 
Semesters zu ersparen. Von insgesamt etwa 11 000 
Abiturienten haben sich nur 822 für eine Einberu-
fung im April entschieden; alle anderen wurden für 
Januar 1967 einberufen. Für die im April, Juli und 
Oktober 1967 aufkommenden Abiturienten wird 
auch weiterhin die Einberufung im unmittelbaren 
Anschluß an die Reifeprüfung die Regel bleiben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu einer Zusatz-
frage Herr Wilhelm. 

Wilhelm (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, künftig dafür Sorge zu tragen, 
daß die Abiturienten unmittelbar, also innerhalb 
von drei Monaten, einberufen werden — d. h. daß 
man als „unmittelbar" nicht, wie das in der Ver-
gangenheit oft geschehen ist, auch noch Zeiten von 
sechs, sieben oder acht Monaten danach gelten 
läßt —, um zu verhindern, daß unnötigerweise ein 
Semester an der Universität absolviert wird? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Ich kann das in vollem Um-
fang bestätigen, Herr Abgeordneter. Gerade das ist 
das Ziel der Bundesregierung auf diesem Gebiet. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu einer zweiten 
Zusatzfrage Herr Wilhelm. 

Wilhelm (SPD) : Teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß bei Einberufung von Abiturienten 
nach Absolvierung eines Semesters an einer Uni

-

versität dieses Semester nicht nur für diese Abitu-
rienten praktisch verloren ist, sondern dadurch auch 
eine zusätzliche und vermeidbare Belastung der 
Universitäten entsteht? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Es ist gar keine Frage, daß 
durch die Unterbrechung des Studiums nach einem 
Semester eine zusätzliche Belastung für den Abitu-
rienten entsteht. Ich muß allerdings darauf hinwei-
sen, daß es viele Abiturienten gibt — auch solche, 
die ein Studium ergreifen wollen —, die während 
der ersten sechs Monate nach der Reifeprüfung ent-
weder ein Praktikum ablegen oder ins Ausland 
gehen und Sprachkurse belegen, so daß in vielen 
Fällen von den Abiturienten selbst der Wunsch 
geäußert wird, erst nach einem halben Jahr einbe-
rufen zu werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu einer Zusatz-
frage Herr Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, darf ich Ihre Antwort so auslegen, daß Sie 
bemüht sind, den Abiturienten zeitliche und son-
stige Nachteile, die offensichtlich vermeidbar sind, 
zu ersparen, und daß dieser Grundsatz auch für 
andere junge Menschen gilt, die sich in einer Spe-
zialausbildung befinden? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Genau das sind die Grund-
sätze, von denen sich die Bundesregierung leiten 
läßt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, darf ich Sie dann herzlich bitten, den 
Ihrem Ministerbüro vorliegenden speziellen Fall 
noch einmal besonders zu prüfen. 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Ich werde mir den spe-
ziellen Fall vortragen lassen und werde ihn prüfen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zu einer Zusatz-
frage Herr Brück. 

Drück (Holz) (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihre Antwort so auslegen, daß beispielsweise Ober-
schüler, die im Juli ihr Abitur machen, spätestens 
zum 1. Oktober eingezogen werden? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Verteidigung: Das wird sicherlich das 
Ziel aller Bemühungen sein, die im Verteidigungs-
ministerium und in der Bundeswehr unternommen 
werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wir kommen zu 
den Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes- 
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ministers des Innern, zunächst zu den drei Fragen 
des Herrn Abgeordneten Geldner. Ist der Herr 
Fragesteller mit gemeinsamer Beantwortung einver-
standen? — Das ist der Fall. Dann rufe ich die Fra-
gen VII/1 bis VII/3 zusammen auf: 

Welche Gründe sind nach Auffassung der Bundesregierung 
dafür maßgebend, daß die Arbeitslosenquote mit 5,4 % bzw. 
3,9 % Mitte Januar in Bayern an der Spitze aller Bundesländer 
lag? 

In welchen wesentlichen Punkten stimmen die Vorstellungen 
der Bundesregierung hinsichtlich der Raumordnung und der 
Strukturpolitik mit denen der bayerischen Staatsregierung über-
ein? 

Sind Zusammenhänge zwischen einer mangelhaften Raumord-
nung und Agrarstrukturpolitik und der Zahl der Arbeitslosen in 
Nord- und Südbayern zu erkennen? 

Bitte, Herr Bundesminister! 

Lücke, Bundesminister des Innern: Die struktur-
schwachen Gebiete Bayerns haben in den Winter-
monaten traditionell eine überdurchschnittliche 
Arbeitslosenzahl. In den Wintermonaten kehren 
vor allem die Saisonarbeiter, die während der 
übrigen Jahreszeit anderweitig arbeiten, in ihre 
Heimatorte zurück. Die hohe Arbeitslosenzahl in 
Bayern hängt außerdem mit der gegenwärtigen 
konjunkturellen Situation in der Bundesrepublik 
zusammen. In strukturschwachen Gebieten wirkt, 
sich ein konjunktureller Rückgang naturgemäß stär-
ker aus als in wirtschaftstärkeren Gebieten. Schließ-
lich hat sich im Winter 1966/67 der plötzliche Win-
tereinbruch in Bayern zusätzlich auf das Ansteigen 
der Arbeitslosenzahl ausgewirkt. 

Zur Frage 2: Die Auffassungen der Bundesregie-
rung und der Bayerischen Staatsregierung stimmen 
in allen wesentlichen Fragen der Raumordnungs- und 
Strukturpolitik überein. Die Bundesregierung und 
die Bayerische Staatsregierung richten sich nach den 
Raumordnungsgrundsätzen des § 2 des Bundesraum-
ordnungsgesetzes vom 8. April 1965. Die zwischen 
Bund und Land bestehende Übereinstimmung drückt 
sich auch darin aus, daß die Bayerische Staatsregie-
rung beabsichtigt, das aus dem Jahre 1957 stam-
mende Bayerische Landesplanungsgesetz zu novel-
lieren, um es auch formell dem Bundesraumord-
nungsgesetz anzupassen. 

In der Raumordnungspraxis besteht zwischen der 
Bundesregierung und der Bayerischen Staatsregie-
rung Übereinstimmung, insbesondere auch darüber, 
daß das Zonenrandgebiet und die übrigen hinter der 
allgemeinen Entwicklung zurückgebliebenen baye-
rischen Gebiete auch weiterhin besonders gefördert 
werden, vor allem, um ihre Wirtschaftskraft anzu-
heben. Dies geschieht insbesondere im Bereich der 
regionalen Wirtschaftspolitik durch Bereitstellung 
verstärkter Förderungsmittel des Bundes und des 
Landes Bayern für diese Gebiete. 

Schließlich zur Frage 3: Durch Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur werden in der 
Landwirtschaft Arbeitskräfte frei. So kann in ein-
zelnen Räumen vorübergehend ein gewisser Druck 
auf den Arbeitsmarkt entstehen. Nur hat das nichts 
mit mangelhafter Raumordnung zu tun. Die Raum-
ordnungspolitik bemüht sich im Gegenteil darum, in 
Verbindung mit den anderen Fachplanungen und 
-maßnahmen für die aus der Landwirtschaft aus-

scheidenden Arbeitskräfte gewerbliche Arbeitsplätze 
in zumutbarer Entfernung von ihrem Wohnort zu 
fördern. Dies setzt eine langfristige Planung voraus, 
deren positive Auswirkungen in den Teilräumen 
sich naturgemäß erst nach und nach in vollem Um-
fange zeigen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Geldner. 

Geldner (FDP) : Herr Bundesminister, bis wann 
glaubt die Bundesregierung Vorschläge zur Behe-
bung spezieller struktureller Arbeitslosigkeit vor-
legen zu können, nachdem im Moment nur vorwie-
gend pauschale Leistungsverbesserungen geplant 
sind? 

Lücke, Bundesminister des Innern: Ich werde 
diese Frage wegen ihrer Bedeutung nach Rück-
sprache mit dem Kollegen Katzer schriftlich beant-
worten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Fritsch. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Minister, wür-
den Sie in raumordnerischer Hinsicht einen Zusam-
menhang darin sehen, daß z. B. für die Gebiete des 
Bayerischen Waldes, in denen die Arbeitslosigkeit 
besonders hoch ist — nämlich bis zu 42 % der un-
selbständigen Erwerbsbevölkerung —, noch kein 
Raumordnungsplan besteht, der die Strukturen die-
ses mittelbayerischen Waldes erfaßt und voraus-
schauend einplant? 

Lücke, Bundesminister des Innern: Ich glaube, 
so kann man das nicht sagen. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Minister, gibt 
es — in Übereinstimmung mit dem Land Bayern — 
besondere raumordnerische Zielsetzungen für dieses 
Gebiet, um zu vermeiden, daß künftig diese über 
das normale Maß hinausgehenden Arbeitslosen-
ziffern entstehen? 

Lücke, Bundesminister des Innern: Ich glaubte 
diese Frage beantwortet zu haben. Das geschieht im 
Rahmen der gemeinsamen Planungen, die das Bun-
desraumordnungsgesetz vorschreibt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Schlager. 

Schlager (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, da 
,in den Fragestellungen deis verehrten Kollegen 
Geldner so  etwas wie eine Kritik an der bayerischen 
Wirtschafts- und Strukturpolitik anklingt, darf ich 
mir die Frage erlauben, ob Sie beispielsweise die 
Anerkennung teilen, die kürzlich den von Bayern 
fertiggestellten Raumordnungsplänen „Östliche 
Oberpfalz" und „Bayerische Rhön" allgemein zuteil 
wurde, und ob Ihnen insbesondere bekannt ist, wie 
z. B. die Gesellschaft für regionale Strukturentwick- 
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lung e. V. in Bonn beide Pläne in einem Schreiben 
an den Bayerischen Wirtschaftsminister Dr. Otto 
Schedel beurteilt, in dem diese Gesellschaft u. a. 
feststellt, daß sie noch in keinem anderen der ihr 
bekanntgewordenen Raumordnungspläne einen der-
art umfassenden Überblick über die wirtschaftlichen 
Zusammenhänge und Möglichkeiten gefunden habe 
wie in diesen beiden Plänen und daß es wünschens-
wert wäre, wenn nicht nur in Bayern, sondern auch 
in anderen Bundesländern solche Voraussetzungen, 
wie sie diese Pläne darstellen, zur Verwirklichung 
der Regionalpolitik geschaffen würde". 

(Abg. Olleisch: Hoch lebe Bayern!) 

Lücke, Bundesminister des Innern: Ich bewerte 
die Arbeit positiv. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Bundesminister, stimmen Sie mir 
zu, wenn ich sage, daß zur Zeit im Bayerischen Wald 
die stärkste Arbeitslosigkeit vorhanden ist und 'daß 
dieses Gebiet noch nicht in dem notwendigen Um-
fange von der Raumordnung erfaßt worden  ist, wie 
offensichtlich aus der Erklärung des  Kollegen Schla-
ger hervorgeht? 

Lücke, Bundesminister des Innern: Ich vermag 
Ihnen nicht zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Bundesminister, sind Sie in der 
Lage, zu sagen, in welcher Form Sie Dauerarbeits-
plätze für dieses Gebiet schaffen können, damit 
diese Saisonarbeitslosigkeit auf ein Minimum redu-
ziert wird? 

Lücke, Bundesminister des Innern: In meiner 
Antwort auf die Frage des verehrten Kollegen Geld-
ner habe ich die Frage behandelt. 

(Abg. Ertl meldet sich zu einer Zusatzfrage.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Sie haben keine 
Zusatzfrage mehr, Herr Ertl. 

Herr Sanger!  

Sänger (SPD) : Herr Bundesminister, würden Sie 
die von Ihnen dargelegten grundsätzlichen Auffas-
sungen über die Notwendigkeit, in schlecht struk-
turierten Gebieten besondere Hilfe zu leisten, 
grundsätzlich auch für alle anderen Gebiete — also 
auch für Norddeutschland, und ich meine hier natür-
lich insbesondere Schleswig-Holstein — in der Re

-

gierung durchzusetzen versuchen? 

Lücke, Bundesminister des Innern: Es ist kein 
typisch bayerisches Problem, — bei aller Sympathie 
für Bayern. Es ist vor allem ein Problem des Zonen

-

randgebiets, das entlang des gesamten Zonenrandes 
Gültigkeit hat und dort in gleicher Schärfe besteht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Sanger.  

Sänger (SPD) : Sehen Sie eine Möglichkeit, Herr 
Bundesminister des Innern — Sie sind nicht Bundes-
finanzminister, und ich verstehe deshalb, daß meine 
Frage etwas danebengeht; aber es ist gleichzeitig 
eine Frage an die Bundesregierung —, daß jetzt 
möglicherweise aus dem Eventualhaushalt in diesem 
Zusammenhang nachdrückliche Hilfen gewährt wer-
den? 

Lücke, Bundesminister des Innern: Wir sind in 
dieser Hinsicht bemüht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Dann rufe ich die Frage VII/4 des Herrn Abgeord-
neten Picard auf: 

Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu den Fragen 
der Raumordnung im Großraum Bonn? 

Lücke, Bundesminister des Innern: Eine Ver-
besserung der räumlichen Ordnung im Großraum 
Bonn hält die Bundesregierung für dringend erfor-
derlich. Es geht dabei darum, daß im Interesse der 
Bevölkerung und auch der Arbeit der obersten 
Bundesbehörden sowie der zahlreichen Verbände 
und Organisationen eine optimale Siedlungsstruk-
tur und eine angemessene Ausstattung mit Einrich-
tungen auf dem Gebiete des Bildungswesens, der 
Versorgung — Krankenhäuser, Nahverkehr, Wasser 
usw. — erreicht wird. Die Lösung dieser Aufgaben 
setzt eine Zusammenarbeit der hier beteiligten Ge-
meinden über die Verwaltungsgrenzen hinweg vor-
aus. Für die somit erforderliche kommunale Ord-
nung im Bonner Raum ist aber nach der grundsetz-
lichen Verteilung der Aufgaben zwischen Bund und 
Ländern das Land Nordrhein-Westfalen zuständig. 
Die Bundesregierung begrüßt die bei der Landes-
regierung von Nordrhein-Westfalen bestehende Ab-
sicht, die Probleme des Großraums Bonn alsbald zu 
lösen. Sie ist bereit, wie schon in der Vergangen-
heit ihren Anteil dazu beizutragen. Das geschieht 
insbesondere durch eine Zusammenarbeit mit der 
Landesplanung zur Erarbeitung einer raumordne-
rischen Gesamtkonzeption. Dabei ist vor allem auf 
die Möglichkeiten der Abstimmung der Auffassun-
gen von Bund und Land nach dem Raumordnungs-
gesetz hinzuweisen. Außerdem trägt die Bundes-
regierung dazu bei, den Raum Bonn zu gestalten, 
indem sie Einzelvorhaben mitfinanziert. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Picard. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Minister, erlauben Sie 
mir — auch im Nachtrag zu den vorher behandelten 
Fragen — eine allgemeine Frage: Welche Möglich-
keiten sieht die Bundesregierung, ihre raumordne- 
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rischen Vorstellungen, deren Ziel, auf das Bundes-
gebiet ausgedehnt, ja wohl darin besteht, allge-
mein etwa gleiche Lebensverhältnisse zu erreichen, 
durchzusetzen? 

Lücke, Bundesminister des Innern: Zunächst 
durch das in Arbeit befindliche und vor der Ver-
abschiedung stehende Verwaltungsabkommen zwi-
schen Bund und Ländern, das eine Ministerkonfe-
renz der beteiligten Länder und des Bundes zur 
Folge haben wird, in der diese Dinge miteinander 
abgestimmt werden. Außerdem verweise ich auf 
die Antwort, die ich auf die Frage des Herrn Kol-
legen Geldner gegeben habe. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine weiteren 
Zusatzfragen. Damit ist die Fragestunde beendet. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 14 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
von Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
zu Petitionen 

— Drucksache V/1357 — 

Der Petitionsausschuß bittet, seinen Anträgen zu-
zustimmen. Erhebt sich Widerspruch? — Kein 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Die Punkte 3 und 4 der Tagesordnung werden am 
Freitag aufgerufen. 

Wir kommen dann zu dem Punkt 5 der Tages-
ordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Abgeordneten Frau Berger-Heise, Borm und 
Genossen eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes zur Ände-
rung des Schlußtermins für den Abbau der 
Wohnungszwangswirtschaft und über weitere 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreis-
rechts 
— Drucksache V/1097 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Kom-
munalpolitik, Raumordnung, Städtebau und 
Wohnungswesen (9. Ausschuß) 
— Drucksachen V/1393, zu V/1393 — 

 Berichtererstatter: Abgeordneter Orgaß 
(Erste Beratung 74. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Er bezieht sich auf den Schrift-
lichen Bericht. Das Haus ist einverstanden. 

Es liegen keine Änderungsanträge vor. Es liegen 
keine Wortmeldungen vor. Ich rufe die §§ 1, — 2, 
—3,-4,-5,-6,-7,-8,-9,—Einleitung 
und Überschrift auf. — Wer zuzustimmen wünscht, 
gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — Eine Ge-
genstimme. Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltun-
gen und einer Gegenstimme angenommen. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. Wir kom-
men zur Abstimmung. Wer dem Gesetz im Ganzen 
zuzustimmen wünscht, möge sich erheben. — Ge-
genprobe! — Eine Gegenstimme. Enthaltungen? — 
Einige Enthaltungen. Bei einer Gegenstimme und 
einigen Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe dann den Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über steuerliche Maßnahmen bei 
der Stillegung von Steinkohlenbergwerken 
— Drucksache V/1080 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache V/1347 
Berichterstatter: Abgeordneter Westphal 

b) Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 
— Drucksache V/1340 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Dr. h. c. 
Toussaint 

(Erste Beratung 74. Sitzung) 

Die Herren Berichterstatter wünschen keine 
mündlichen Ergänzungen zu den Ausschußberichten 
zu machen. Es liegen keine Änderungsanträge vor. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich rufe die §§ 1 
bis 14 des Entwurfs einschließlich Einleitung und 
Überschrift auf. Wer zuzustimmen wünscht, gebe 
bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — In zweiter Lesung einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. Wir kom-
men zur Abstimmung. Wer dem Gesetzentwurf in 
dritter Lesung insgesamt zuzustimmen wünscht, 
möge sich erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Ich stelle fest, daß das Gesetz einstimmig 
angenommen ist. 

Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Vorbereitung der Volkszählung 
1970 
— Drucksache V/1220 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache V/1378 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Gieren-
stein 

b) Schriftlicher Bericht des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 
— Drucksache V/1354 —  
Berichterstatter: Abgeordneter Picard 

(Erste Beratung 84. Sitzung) 
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Die Herren Berichterstatter wünschen ihren 
Schriftlichen Bericht nicht zu ergänzen. Es liegen 
keine Wortmeldungen vor. Es liegen keine Ände-
rungsanträge vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich rufe die 
§§ 1 bis 6 des Gesetzentwurfs einschließlich Einlei-
tung und Überschrift auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. Wir kom-
men zur Abstimmung. Wer dem Gesetz im Ganzen 
zuzustimmen wünscht, möge sich vom Platz erheben. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über das am 22. Januar 1965 in 
Straßburg unterzeichnete Protokoll zu dem 
Europäischen Abkommen vom 22. Juni 1960 
zum Schutz von Fernsehsendungen 

Drucksache V/1016 — 

Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

— Drucksache V/ 1385 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Reischl 
(Erste Beratung 67. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Änderungsanträge liegen 
nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Gesetz 
in allen Paragraphen einschließlich der Einleitung 
und der Überschrift zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Wer dem Ge-
setz insgesamt zuzustimmen wünscht, möge sich 
erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zu der Konvention vom 
14. Mai 1954 zum Schutz von Kulturgut bei 
bewaffneten Konflikten 

— Drucksache V/979 — 

Schriftlicher Bericht des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 

— Drucksache V/1363 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dorn 
(Erste Beratung 67. Sitzung) 

Der Herr Berichterstatter bezieht sich auf seinen 
Schriftlichen Bericht. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Gesetz 
in zweiter Beratung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Keine Wortmeldungen. Wer dem Gesetz in dritter 
Beratung zuzustimmen wünscht, möge sich erheben 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz 
ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
— Drucksache V/1397 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. Der Ältestenrat 
schlägt vor, das Gesetz dem Verteidigungsausschuß 
— federführend —, dem Ausschuß für Arbeit — 
mitberatend — und dem Haushaltsausschuß gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung zu überweisen. — Ich 
höre keinen Widerspruch; die Überweisung ist be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Protokoll vom 4. April 1966 zur erneuten 
Verlängerung des Internationalen Weizen-
übereinkommens 1962 
— Drucksache V/1401 — 

Keine Wortmeldungen. Überweisungsvorschlag 
des Ältestenrates: Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten — federführend — und Haus-
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung. — 
Ich höre keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuß) — Immunitäts-
angelegenheiten — 
betr. Genehmigung zur Durchführung eines 
Strafverfahrens gegen den Abgeordneten 
Mattick gemäß Schreiben des Bundesministers 
'der Justiz vom 10. Dezember 1965 
— Drucksache V/1387 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. h. c. Güde 

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Dr. h. c. 
Güde. 

Dr. h. c. Güde (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Diesem 
Antrag des Ausschusses für Wahlprüfung, Immuni-
tät und Geschäftsordnung, Drucksache V/1387, liegt 
ein Ersuchen des Bundesministers der Justiz zu-
grunde, eine Entscheidung dieses Hohen Hauses 
darüber herbeizuführen, ob die Genehmigung zur 
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Durchführung eines Strafverfahrens gegen den  Ab-
geordneten Mattick erteilt werde. 

Dieses Strafverfahren hat folgende Vorgeschichte. 
Der Anzeiger Lothar Brenner, Chefredakteur der 
Zeitung „7-Uhr-Blatt" in Berlin, hatte in mehreren 
Nummern seiner Zeitung Angriffe gegen den da-
maligen Regierenden Bürgermeister in Berlin, 
Brandt, wegen dessen politischer Vergangenheit er-
hoben. Auf diese Angriffe des Anzeigers hatte der 
Abgeordnete Mattick als Landesvorsitzender der 
SPD  in  Berlin auf dem Landesparteitag der SPD in 
Berlin am 9. Oktober 1964 erwidert und dabei den 
Anzeiger Brenner in scharfen Äußerungen gekenn-
zeichnet. Wegen dieser Äußerungen des  Abgeord-
neten Mattick hat Brenner den Vorwurf der Ver-
leumdung, der üblen Nachrede und der Beleidigung 
erhoben. 

Der Ausschuß ist bei seiner  Prüfung davon aus-
gegangen, daß 'der Fall der Verleumdung nicht vor-
liegt, weil die Äußerungen im ganzen als ein 
Unwerturteil anzusehen sind, das durch die hinzu-
gefügten tatsächlichen Elemente nur erläutert wird. 
Die demnach allenfalls vorliegende Beleidigung im 
Sinne des § 185 des Strafgesetzbuchs — dabei läßt 
der Ausschuß die Frage, ob Wahrnehmung berech-
tigter Interessen vorlag, offen — wäre eine poli-
tische Beleidigung, begangen in der politischen Aus-
einandersetzung zur Abwehr politischer Angriffe 

 und zur Wahrung politischer Interessen. 

Es entspricht der ständigen Übung des Ausschus-
ses und dieses Hauses bei Vorliegen einer in der 
politischen Auseinandersetzung begangenen Belei-
digung, die Genehmigung zur Durchführung eines 
Strafverfahrens nicht zu erteilen. Der Ausschuß 
empfiehlt Ihnen, demgemäß zu verfahren und die 
Genehmigung zur Durchführung eines Strafver-
fahrens nicht zu erteilen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. — Sie haben den Bericht ge-
hört. Wer dem Bericht des Ausschusses zuzustim-
men wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle einstim-
mige Annahme fest. 

Ich rufe jetzt die Punkte 13 bis 15 der Tages-
ordnung auf: 

13. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (17. Ausschuß) über den von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Vorschlag der Kommission der EWG für 
eine Verordnung des Rats betr. Verlängerung 
der in Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG über den Europäischen Aus-
richtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft festgesetzten Frist 
— Drucksachen V/1259, V/1374 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ritz 

14. Beratung des Mündlichen Berichts des Innen-
ausschusses (6. Ausschuß) über den von der 

Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Entwurf der Kommission der EAG für 
eine Verordnung des Rats der EAG zur Än-
derung der Regelung der Bezüge und der so-
zialen Sicherheit der Atomanlagebedienste-
ten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, 
die in den Niederlanden dienstlich verwendet 
werden 
— Drucksachen V/1263, V/1391 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Schmitt-Vok-
kenhausen 

15. Beratung des Mündlichen Berichts des Innen-
ausschusses (6. Ausschuß) über die von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Entwürfe der Kommission der EAG/EWG 
für 

eine Verordnung der Räte der EAG/EWG zur 
Änderung des Statuts der Beamten und der 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten der Europäischen Atomgemein-
schaft und der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft 

eine Verordnung der Räte der EAG/EWG zur 
Änderung der Berichtigungskoeffizienten für 
die Dienst- und Versorgungsbezüge der Be-
amten 
— Drucksachen V/1003, V/1392 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Schmitt-Vok-
kenhausen 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Das Haus ist damit einver-
standen, daß wir der Einfachheit halber über die 
Punkte gemeinsam abstimmen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß-
anträge auf den Drucksachen V/1374, V/1391 und 
V/1392. Wer zustimmen will, gebe bitte das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich 
stelle einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe nunmehr die Punkte 16 bis 20 der Tages-
ordnung auf: 

16. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. Aus-
schuß) über die von der Bundesregierung ver-
kündete Neunundsechzigste Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Fett

-

Marktordnung) 
— Drucksachen V/1260, V/1367 — 

 Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Staratzke 

17. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. Aus-
schuß) über die von der Bundesregierung ver-
kündete Vierundsiebzigste Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Roh-
tabak und Tabakabfälle — 1967) 
— Drucksachen V/1261, V/1368 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Serres 

18. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. Aus-
schuß) über die von der Bundesregierung ver- 
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kündete Achtzigste Verordnung zur Ände-
rung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Gießerei-
roheisen) 
— Drucksachen V/1262, V/1369 - 
Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Dr. Krips 

19. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. Aus-
schuß) über die von der Bundesregierung ver-
kündete Achtundsiebzigste Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Er-
höhung der Türkei-Zollkontingente 1967) 
— Drucksachen V/1322, V/1370 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Lange 

20. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. Aus-
schuß) 

über die von der Bundesregierung verkündete 
Einundachtzigste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1966 (2. Erhöhung 
des Zollkontingents für Bananen) 

über die von der Bundesregierung verkündete 
Zweiundachtzigste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1966 (Zollkontingent 
für Bananen — 1967) 
— Drucksachen V/1323, V/1324, V/1371 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Preiß 

In allen Fällen hat das Haus nur von den Berich-
ten des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstands

-

fragen Kenntnis zu nehmen. Wünscht einer der Be-
richterstatter das Wort? — Das ist nicht der Fall. 
Anträge zu den Berichten liegen nicht vor. — Das 
Haus hat Kenntnis genommen. 

Ich rufe Punkt 21 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (13. Ausschuß) über den 
Antrag des Bundesministers der Finanzen 

betr. Bundeshaushaltsrechnung für das Rech-
nungsjahr 1963 

hier: Nachträgliche Genehmigung der über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben 

— Drucksachen V/34, V/1382 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Windelen 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Windelen; 
er verzichtet auf Ergänzung des Berichts. Keine 
Wortmeldungen. — Wer dem Ausschußantrag zu-
zustimmen wünscht, gebe das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle einstim-
mige Annahme fest. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende der heutigen Tagesordnung. Ich berufe die 
nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
morgen, Donnerstag, den 16. Februar, 14.30 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.50 Uhr.) 

Berichtigung 

Es ist zu lesen: 

92. Sitzung, Seite 4261 D, Zeilen 5-9 statt „Die 
Vorlage soll entsprechend den Vorschlägen des 
Ältestenrates — Rechtsausschuß federführend, 
Innenausschuß und Verkehrsausschuß mitberatend 
— überwiesen werden;" : Die Vorlagen sollen 
entsprechend den Vorschlägen des Ältestenrates 
überwiesen werden; der ... 
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Liste der beurlaubten Abgeordneten  

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Dr. Adenauer 20. 2. 
Frau Albertz 28. 2. 
Blachstein 18. 2. 
Frau Brauksiepe 15. 2. 
Dr. Czaja 18. 3. 
Eisenmann 21. 4. 
Erler 28. 2. 
Faller * 17. 2. 
Feuring 15. 2. 
Haage (München) 17. 2. 
Dr. Haas 17. 2. 
Hauffe 17. 2. 
Jacobi (Köln) 15. 2. 
Dr. Kempfler 17. 2. 
Killat 15. 2. 
Frau Korspeter 4. 3. 
Kriedemann 17. 2. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 25. 2. 
Dr. Miessner 28. 2. 

Anlage zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Peters (Poppenbüll) 21. 4. 
Frau Pitz-Savelsberg 18. 3. 
Dr.-Ing. Seebohm 24. 2. 
Frau Seppi 17. 2. 
Dr. Starke (Franken) 15. 2. 
Struve 31. 3. 
Weigl 28. 2. 
Dr. Wuermeling 17. 2. 

b) Urlaubsanträge 

Bauer (Wasserburg) 25. 2. 
Dr. Gleissner 10. 3. 
von Hassel 27. 2. 
Hofmann (Mainz) 10. 3. 
Illerhaus 26. 2. 
Kurlbaum 25. 2. 
Frau Kurlbaum-Beyer 4. 3. 
Matthöfer 24. 2. 
Mengelkamp 1. 3. 
Zerbe 26. 2. 

*) Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 




	93. Sitzung
	Bonn, den 15. Februar 1967
	Inhalt
	Redetext
	Anlage zum Stenographischen Bericht



